
Landkreis
Barnim


	
	23. Februar 2026


Bewachungsvertrag
Separatwachdienst mit Streifendienst im Übergangswohnheim für Asylbewerber und Geflüchtete in Eberswalde


Zwischen dem

Landkreis Barnim

Vertreten durch

Landrat
Herrn Daniel Kurth
Am Markt 1
16225 Eberswalde

- nachfolgend Auftraggeber (AG) genannt -


und der

…

vertreten durch

…

- nachfolgend Auftragnehmer (AN) genannt - 


wird folgender Vertrag geschlossen:





1. [bookmark: _GoBack]Vertragsbestandteile
Für die Durchführung dieses Vertrages gelten in dieser Reihenfolge:
dieser Vertrag
die Vergabeunterlagen des Vergabeverfahrens,
die vom AG und AN gemeinsam erarbeitete objektbezogene Dienstanweisung (DA) nach Vertragsschluss
die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B in der jeweils gültigen Fassung)


2. Vertragsgegenstand
Dieser Vertrag regelt die Ausführung von Bewachungsleistungen im Übergangswohnheim für Asylbewerber und Geflüchtete, Lindenpark 5 Haus 11, 16225 Eberswalde.


2.1 Aufgabenübertragung
Der Auftraggeber überträgt dem Auftragnehmer im Umfang des Leistungsverzeichnisses:

Bewachungsleistungen

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die nach diesem Vertrag zu erbringenden Leistungen leistungs-, fach- und fristgerecht auszuführen. 


2.2 Leistungen
Folgende Leistungen werden vereinbart:

Separatwachdienst mit Streifendienst – 1,5 Personen, 24 Stunden

Separatbewachung durch einen Wachmann in Dienstuniform und Funk/Handy zum Schutz des Objektes und deren Bewohner
Zugangskontrolle:
· Kontrolle von Personaldokumenten und Anwesenheitslisten der Unterkunft
· Führen eines Besucherbuches
Tägliches Führen und Vorlage eines Kontrollbuches:
· Eintragen der Rundgänge durch das Objekt und Dokumentation der Ergebnisse, allgemeiner Hinweise, Vorkommnisse, Havarien und veranlasster Maßnahmen

Streifendienst/Rundgänge durch das gesamte Objekt zur Überprüfung der Sicherheit:
· ungefähr alle 2 Stunden, aber in unregelmäßigen Abständen
· Kontrolle der Verschlossenheit von Fenstern und Türen der Gemeinschaftsräume und Zugänge
· Sichtkontrolle der Außenanlagen und Gebäude
Meldung von Vorkommnissen, Havarien, etc. unmittelbar an die Unterkunftsleitung
Einleitung von Maßnahmen bei Vorkommnissen nach Vorgaben des AG
Telefondienst bei Abwesenheit und in Vertretung für die Unterkunftsleitung
Erteilung von Auskünften und Hilfestellungen für Bewohner, Besucher und Personal der Einrichtung


2.3 Alarmverfolgung der Hausalarmanlage
Folgende Leistungen werden vereinbart:
Alarmverfolgung bei Alarmauslösung
die Einsatzkräfte verfügen über eine ständige Verbindung zur Einsatzzentrale
bei jeder Alarmauslösung führt das Wachpersonal eine Objektkontrolle im Innen- und Außenbereich durch
für weitere Abstimmungen und Festlegungen der Maßnahmen im Alarmfall wird zwischen AG und AN ein Maßnahmenplan erarbeitet


2.4 Ausführung der Leistungen
Die Bewachungsleistungen sind jederzeit fachgerecht und in der wie im Leistungsverzeichnis festgelegten Art und Weise sowie in der von AG und AN gemeinsam erarbeiteten objektbezogenen Dienstanweisung nach Vertragsschluss auszuführen, Der Auftragnehmer führt seine Leistungen entsprechend den aktuellen gesetzlichen Vorschriften und entsprechend den Versicherungsbedingungen durch und hält die von der Versicherungsgesellschaft des AG festgelegten Auflagen ein.


3. Vertragszeitraum
Dieser Vertrag wird für den Zeitraum 1. August 2026 bis zum 31. Juli 2027 abgeschlossen.


4. Kündigung aus wichtigem Grund
Beide Vertragspartner können aus wichtigem Grund nach § 314 BGB kündigen.

Unberührt davon sind weitere besondere Gründe der Kündigung durch den AG:

Wenn der AN seine Verpflichtungen trotz dreimaliger Abmahnung seitens des AG vernachlässigt und wenn dadurch die Bewachungsleistungen in dem vertraglich vorgeschriebenen Umfang nicht durchgeführt werden und die Verletzung der Verpflichtungen länger als einen Monat anhält. Die Abmahnungen haben schriftlich zu erfolgen; zwischen ihnen muss jeweils ein Zeitraum von einer Woche liegen.

Wenn der AN in grober Weise mehrfach oder fortwährend seine Pflichten bezüglich der Überwachung der Zuverlässigkeit des Personals verletzt.

Wenn über das Vermögen des AN das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrages dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend einstellt.

Wenn sich der AN an wettbewerbsbeschränkenden Absprachen beteiligt.

Wegen eines Verstoßes gegen Punkt 11 Abs. 1 des Vertrages – Personal.


5. Schriftform der Kündigung
Die Kündigung ist durch eingeschriebenen Brief auszusprechen.


6. Preise
Die im Angebot genannten Monatspreise sind kalkulierte Monatspreise bei einem kalkulierten Leistungsumfang. Zur monatlichen Rechnungserstellung sind die im Leistungsverzeichnis angegebenen Stunden- bzw. Einsatzpreise maßgebend.


7. Preisanpassung
Preisanpassungen sind nur zulässig, wenn Erhöhungen in den Lohn- und Lohnnebenkosten für die Beschäftigten des AN begründet und nachgewiesen sind. Die Änderung erfasst jedoch nur den Anteil der Lohn- bzw. Lohnnebenkosten. Die Lohn- und Lohnnebenkosten werden mit 95 % des Gesamtpreises festgelegt. Die Preisanpassung bezieht sich dabei auf objektive Bewertungskriterien und schließt damit die Einbeziehung von Sonderzahlungen oder freiwilligen anderweitigen Zahlungen an die Unternehmensmitarbeiter durch den AN aus.


8. Geschäftsstelle
Der AN hat eine Geschäftsstelle zu unterhalten, in der an Werktagen Montag bis Freitag zu üblichen Geschäftszeiten ein entscheidungsbefugter und kompetenter Ansprechpartner zu erreichen ist.


9. Rechnungslegung, Zahlungsweise
Die Rechnungslegung hat bis spätestens 15. des Folgemonats für den abgeschlossenen Monat durch den AN zu erfolgen. Dazu übersendet der AN dem AG die Rechnung im PDF- oder xRechnungs-Format per E-Mail an:
rechnung-grundsicherungsamt@kvbarnim.de.
Alternativ kann die Rechnungslegung auch über die onlinezugangsgesetzkonforme Rechnungs-Eingangsplattform (OZG-RE) der Bundesdruckerei unter: https://rechnung-bdr.de erfolgen.


10.  Haftung, Aufrechnungen, Unfällen
Der AN hat alle ihm nach den gesetzlichen, behördlichen oder sonstigen Unfallverhütungsvorschriften obliegenden Maßnahmen unter voller eigener Verantwortung auszuführen oder diese zu veranlassen. Er haftet für sämtliche aus der Unterlassung erwachsenden Schäden.

Er haftet für die von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursachten Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die in Erfüllung oder bei Gelegenheit seiner vertraglichen Verbindlichkeiten entstehen. Er ist verpflichtete, die Haftpflichtversicherung mit den geforderten Mindestsummen in Höhe von:

Personenschäden:							2.000.000,- €
Sach- und Umweltschäden:						1.000.000,- €
Schlüsselverlustschäden:						   125.000,- €

für die Vertragsdauer aufrechtzuerhalten.

Jede Änderung bzw. Ergänzung des Versicherungsvertrages ist dem AG unverzüglich mitzuteilen.

Der AN haftet insbesondere auch beim Verlust von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen anvertrauten Schlüsseln.

Der AG ist berechtigt, bei Entstehen von Forderungen aus den vorstehenden Sachverhalten durch schriftliche Erklärung nach §§ 387 ff. BGB gegen Forderungen des AN aufzurechnen.

Der AN ist verpflichtet, den AG von allen Ansprüchen Dritter freizustellen, die in ursächlichem Zusammenhang mit der Tätigkeit des AN oder seiner Erfüllungsgehilfen geltend gemacht werden können.

Der AN hat den AG auch von etwaigen Ansprüchen dritter Personen, die bei der Ausführung der Arbeiten einen Schaden erleiden, freizustellen.

Es ist Sache des AN, sich und seine Erfüllungsgehilfen gegen Unfall und Krankheit, die von der Unfallversicherung nicht erfasst werden, zu versichern.

Unfälle in Objekten, bei denen Personen- oder Sachschäden entstehen, sind vom AN dem AG unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Mündliche Mitteilungen sind vom AN unverzüglich schriftlich zu bestätigen.


11. Personal
Der AN stellt die erforderlichen Arbeitskräfte.

Die Arbeiten des Personals des AN sind in einer Dienstuniform auszuführen. Er verpflichtet sich, nur den Leistungen entsprechend qualifiziertes Personal einzusetzen. Der Separatwachdienst wird durch Personal mit mindestens abgelegter Sachkundeprüfung (IHK-Prüfung oder vergleichbare Ausbildung) durchgeführt. Der AN verpflichtet sich bei der Erfüllung des Separatwachdienstes für den für den AN grundsätzlich festes Personal bereitzustellen. Der AN hält aktuelle Zuverlässigkeits-nachweise (erweiterte Führungszeugnisse, welche im Abstand von maximal 5 Jahren erneuter werden) für das eingesetzte Personal vor.

Der AG ist berechtigt, sich entsprechende Nachweise der in den Objekten eingesetzten Arbeitskräfte zeigen zu lassen.

Die eingesetzten Wachschutzkräfte schützen Objekte, Anlagen sowie Wertgegenstände und gewährleisten die Sicherheit von Personen. Sie beurteilen Gefährdungspotenziale, ergreifen Sicherungsmaßnahmen und wehren Gefahren ab. Darüber hinaus besteht regelmäßig Kundenkontakt. Das äußere Erscheinungsbild hat daher dem Wach- und Sicherheitsauftrag zu entsprechen. Der AN verpflichtet sich aus diesem Grund zu Folgendem:

Tragen gepflegter und sauberer Dienstkleidung
keine sichtbare Darstellung von Tätowierungen
kein Tragen sichtbarer Piercings

Ausländisches Personal muss im Besitz einer gültigen Beschäftigungserlaubnis sein.
Der AN hat die Einhaltung der vertraglichen Leistungen zu überwachen. Für diese Aufgabe sind Personen mit entsprechender Qualifikation einzusetzen. Das Personal des AN hat den Anweisungen und Wünschen des AG bzw. dessen Beauftragten, die sich auf die vertragsgemäßen Bewachungsleistungen beziehen, Folge zu leisten.

Der Einsatz des Personals ist so zu organisieren, dass die ordnungsgemäße Durchführung der geforderten Leistungen in jedem Falle gewährleistet ist. Der AN ist dafür verantwortlich, dass durch Personalausfälle infolge Krankheit, Urlaub oder aus sonstigen Gründen die geforderten Leistungen nicht beeinträchtigt werden.

Auf Verlangen des AG
hat der AN für jede im Rahmen dieses Vertrages beschäftigte Arbeitskraft ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen;
sind die Arbeitskräfte vom AN auf dessen Kosten mit einem Ausweis zu versehen, der sie als Arbeitskräfte des AN ausweist. Die Ausweise müssen den Namen des AN und den Namen des Beschäftigten enthalten. Sie gelten nur in Verbindung mit einem Ausweis oder Reisepass und sind auf Verlangen vorzuzeigen. Beim Ausscheiden von Arbeitskräften hat der AN den Ausweis zurückzufordern.

Der AN ist verpflichtet, dem Personal das Leistungsverzeichnis auszuhändigen. Dieses verpflichtet er schriftlich durch Unterschrift:
keinen Einblick in die Akten und Schriftstücke zu nehmen,
weder Schreibtische, Schränke noch andere Einrichtungsgegenstände zu öffnen,
Verschwiegenheit über bekannt gewordene dienstliche Vorgänge zu wahren, darüber hinaus eine allgemeine Verpflichtung zum Datenschutz,
Gegenstände, die in den Räumen oder Objekten gefunden werden, unverzüglich der Unterkunftsleitung zu übergeben; Finderlohn wird nicht gezahlt.

Personen, die der AN nicht mit der Ausführung der zu erfüllenden Arbeiten betraut hat, dürfen nicht in das Gebäude mitgenommen werden. Das gilt insbesondere für Kinder.


12. Arbeitsmittel und -verfahren
Alle erforderlichen Arbeitsmittel (im Wesentlichen Kraftfahrzeug, Dienstuniform, Waffen und vorgeschriebene Ausrüstung des Personals entsprechend der von der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft des Bewachungsgewerbes erlassenen Vorschrift BGV C7 zur ordnungsgemäßen Durchführung der geforderten Leistungen) stellt der AN.

Die verwendeten Arbeitsmittel müssen geeignet sein. Kraftfahrzeuge und die Ausrüstung des Personals zur ordnungsgemäßen Ausführung der geforderten Leistungen müssen den aktuellen und gesetzlich vorgeschriebenen Regeln entsprechen.

Der AN hat eine entsprechende Bescheinigung des Herstellers oder Vertreibers einzuholen und auf Verlangen vorzulegen.

Die Beachtung und Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Anforderungen einschließlich der Sicherheits- und Unfallverhütungsvorschriften ist Sache des AN.

Beim Verlassen der Räume und des Objektes ist darauf zu achten, dass Fenster, Türen und Wasserhähne geschlossen sind und das Licht gelöscht ist.


13. Mitteilung von Mängeln und Schäden
Werden durch den AN oder seine Erfüllungsgehilfen Mängel oder Schäden in den Räumen oder an den Einrichtungsgegenständen festgestellt, sind diesem dem Beauftragten des AG unverzüglich zu melden.


14. Insolvenzverfahren und vergleichbare
     gesetzliche Verfahren
Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder die Beantragung eines vergleichbaren gesetzlichen Verfahrens ist dem AG unverzüglich mitzuteilen.


15. Vertragsänderungen
Änderungen oder Zusätze zu diesem Vertrag bedürfen der Schriftform. Mündliche Nebenabreden sind nicht bindend.

Beide Vertragspartner erklären, dass bei Unstimmigkeiten die gütliche Einigung den Vorrang haben soll.


16. Teilnichtigkeit
Die Gültigkeit dieses Vertrages wird durch eine etwaige Nichtigkeit oder Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen nicht berührt.

Die Vertragspartner verpflichten sich, unwirksame Vertragsbestimmungen durch solche zu ersetzen, die möglichst den gleichen wirtschaftlichen Erfolg herbeiführen.



17. Gerichtsstand
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist für beide Vertragspartner Eberswalde.







Eberswalde, den ____________				

__________________________				
Auftraggeber	



Eberswalde, den ____________				__________,den ___________

__________________________				_________________________
Auftraggeber							Auftragnehmer
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